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Betreff: Antrag der CDU/FDP-Fraktion zum Wegfall von Parkflächen 
  
Beschlussvorschlag:                                         
 
 

1. Bei allen relevanten Beschlussvorlagen der Stadtverwaltung den öffentlichen 

Straßenraum betreffend, sind die etwaige Reduzierung von Parkflächen für den MIV 

zu beziffern und zu begründen. 

 

2. Die Stadtverwaltung wird beauftragt eine Datenerhebung über Parkflächen in der 

Innenstadt zu erstellen, in welcher der Bestand vor und nach Baumaßnahmen 

rückwirkend zum 01.01.2015  erfasst ist. Diese Datenerhebung ist dem Stadtrat bis 

August 2017 als Informationsvorlage zur Kenntnis zu geben. 

 

gez. Andreas Scholtyssek 

Fraktionsvorsitzender 

TOP: 
Vorlagen-Nummer:  VI/2017/03043 
Datum:   09.05.2017 
Bezug-Nummer.   
PSP-Element/ Sachkonto:  
Verfasser:   Scholtyssek,  
    Andreas 
Plandatum:     
   



 

 
Begründung:                                                                                                                                   
 
Nach unserem Kenntnisstand muss Projekteübergreifend konstatiert werden, dass im 

Stadtgebiet, besonders jedoch im Bereich der Innenstadt, mehr Parkflächen für den MIV 

wegfallen als neu geschaffen werden. 

Auf die Anfrage unserer Fraktion im Rahmen der Ratssitzung am 26.04.17 zum 

Parkplatzangebot in der Stadt Halle (Saale) sowie auf Nachfrage erklärte die Verwaltung, 

dass eine fortlaufende Datenerfassung zu den im öffentlichen Straßenraum bestehenden 

Stellplätzen in der Stadt nicht erfolgt. 

Sowohl im Zuge der Realisierung von Baumaßnahmen, als auch für die Erarbeitung von 

entsprechenden Konzepten halten wir dies jedoch für wesentlich. 

Die Kenntlichmachung des Parkflächenwegfalls könnte bei den relevanten 

Beschlussvorlagen analog der Bekanntgabe der finanziellen Auswirkungen erfolgen. 



 

 

 
 

 
Stadt Halle (Saale)         16. Oktober 2017 
Geschäftsbereich II 
Stadtentwicklung und Umwelt 
 
 
 
 
Sitzung des Stadtrates am 25.10.2017 
Antrag der CDU/FDP-Fraktion zum Wegfall von Parkflächen 
Vorlagen-Nummer: VI/2017/03043 
TOP: 8.2 
 
 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Verwaltung empfiehlt, den Antrag abzulehnen. 
 
 
Begründung: 
 
Die Vorlagen für Gestaltungs-/Variantenbeschlüsse zu Straßenumbaumaßnahmen enthalten 
bereits in aller Regel die gewünschten Informationen. Diese Verfahrensweise wird auch in 
Zukunft konsequent fortgesetzt. 
 
Bei der Erarbeitung von auch den Parkraum betreffenden Konzepten ist eine Erfassung und 
Darstellung ebenfalls enthalten, siehe zum Beispiel die „Machbarkeitsstudie Ruhender 
Verkehr am nördlichen Altstadtring“. Somit liegen für die jeweiligen Entscheidungen die 
erforderlichen Informationen vor.  
 
Eine darüber hinausgehende Erfassung, z.B. die Aufnahme aller einzelnen 
straßenverkehrsbehördlichen Anordnungen für Sperrflächen o. ä., ist aus Sicht der 
Verwaltung für die weitere Bearbeitung der jeweiligen Projekte nicht erforderlich, da sie im 
Fall einzelner neuer Vorhaben dann mit erhoben werden. 
 
Eine separate flächendeckende Erfassung hat aus Sicht der Stadtverwaltung keine Priorität. 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Keine.  
 
 
 
 
Uwe Stäglin 
Beigeordneter 
 
 



 
 

 
Stadt Halle (Saale)        26 . Mai 2017 
Geschäftsbereich II 
Stadtentwicklung und Umwelt 
 
 
 
 
 
Sitzung des Stadtrates am 31.05.2017 
Antrag der CDU/FDP-Fraktion zum Wegfall von Parkflächen 
Vorlagen-Nummer: VI/2017/03043 
TOP: 9.2 
 
 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Der Oberbürgermeister verweist den Antrag in den Ausschuss für Planungsangelegenheiten 
und in den Ausschuss für Personalangelegenheiten, um dort den bei einer Beschlussfassung 
des Antrages entstehenden Aufwand darstellen zu können. 
 
 
 
 
 
Dr. Bernd Wiegand 
Oberbürgermeister 
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